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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Florian von Brunn, Markus Rinderspacher, Ruth Müller, 
Dr. Simone Strohmayr, Arif Tasdelen, Anna Rasehorn, Holger Grießhammer, 
Volkmar Halbleib, Katja Weitzel, Ruth Waldmann, Harry Scheuenstuhl, Doris 
Rauscher, Sabine Gross, Christiane Feichtmeier, Martina Fehlner, Nicole 
Bäumler, Horst Arnold und Fraktion (SPD) 

Anhörung: Für eine EU ohne Antisemitismus 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
führt eine öffentliche Sachverständigenanhörung zum Thema „Für eine EU ohne Anti-
semitismus“ durch. 

Die Anhörung konzentriert sich auf die länderübergreifende Ausbreitung von bedrohli-
chem Antisemitismus in der EU und untersucht die unterschiedlichen Erscheinungsfor-
men sowie Bekämpfungsstrategien in den Mitgliedsländern. Im Fokus stehen grenz-
überschreitende, nationale und regionale Maßnahmen sowie Projektvorhaben zur Be-
kämpfung von Antisemitismus, Hass und Hetze in der EU. 

Das Ziel der Anhörung ist es, zu erörtern, wie durch nationale und regionale Aktions-
pläne sowie im Dialog mit der Zivilgesellschaft in allen EU-Regionen wirksam gegen 
Antisemitismus vorgegangen werden kann, um jüdisches Leben zu schützen und eine 
lebendige Erinnerungs- und Gedenkkultur zu bewahren. 

 

 

Begründung: 

Antisemitismus ist mit den Grundwerten Europas unvereinbar. Er stellt eine Gefahr für 
jüdische Gemeinschaften und jüdisches Leben dar, für eine offene Gesellschaft, für die 
Demokratie und die europäische Lebensweise. In Europa nimmt die Gewalt gegen Ju-
den seit Jahren zu, wobei sich Phänomene und Ausprägungen des Antisemitismus in 
den verschiedenen EU-Ländern unterscheiden. 

Auf Grundlage der Entschließung des Europäischen Parlaments zur Bekämpfung von 
Antisemitismus vom 01.07.2017 (2017/2692(RSP)) hat die Europäische Kommission 
2021 erstmals eine Strategie zur Bekämpfung von Antisemitismus und zur Förderung 
jüdischen Lebens vorgestellt. An der Umsetzung sind 17 Generaldirektionen in der EU-
Kommission beteiligt. Insgesamt sollen bis 2030 96 Initiativen umgesetzt werden.  

Die Bundesregierung hat am 30. November 2022 die von Bundesministerin Nancy  
Faeser ins Bundeskabinett eingebrachte Nationale Strategie gegen Antisemitismus und 
für jüdisches Leben (NASAS) beschlossen. Bislang haben nur knapp die Hälfte der EU-
Mitgliedstaaten der Kommission eine nationale Strategie vorgelegt. Die Erstellung nati-
onaler Strategien hatte die Kommission in ihrem Fahrplan bis 2030 gefordert. 2024 will 
die Kommission einen ersten Zwischenbericht veröffentlichen. 

Die Landtagspräsidentinnen und Landtagspräsidenten haben in ihrer Brüsseler Erklä-
rung zum Antisemitismus vom 23.01.2023 „eine stärkere Beteiligung der Landesparla-
mente an grenzüberschreitenden Projekten im Kampf gegen den Antisemitismus“ an-
gekündigt. 
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Die Anhörung im Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale 
Beziehungen soll angesichts der besorgniserregenden Zunahme von Antisemitismus in 
Bayern, Deutschland und in der EU die Ursachen und gesellschaftspolitischen Kontexte 
dieser Entwicklung beleuchten und grenzüberschreitende, nationale und regionale 
Handlungsmöglichkeiten und Projektvorhaben zur Bekämpfung von Antisemitismus, 
Hass und Hetze in der EU erörtern. 



Satz: Sicher hat das Grundgesetz zur Stabilität der Bundesrepublik Deutschland 
beigetragen, wiewohl wir doch wissen, dass nicht Verfassungen, sondern die han-
delnden Menschen, die das oder das aus ihnen machen, zur Stabilität eines Staa-
tes beitragen.

Kolleginnen und Kollegen, der gemeinsame Dringlichkeitsantrag der vier Parteien 
und die Reden der Vertreter dieser vier Parteien haben gezeigt, dass die handeln-
den Menschen in Bayern mit ihren Vertretern gewillt sind, die Angriffe, die Axt, die 
von denen, die da drüben sitzen, an die Säulen unseres Staates gelegt werden 
soll, abzuwehren. Wir wehren diesen Angriff gemeinsam ab, auch wenn wir in der 
Sache weiterhin leidenschaftlich miteinander streiten werden. Das gehört zur De-
mokratie.

Lassen Sie uns diese Grundgemeinsamkeit, die unseren Staat trägt, die unseren 
Wohlstand trägt, die unsere Freiheit trägt, beibehalten; denn dann wird die AfD am 
Ende politisch von der Bühne verschwinden. Auf diesen Tag freue ich mich persön-
lich sehr. – Vielen Dank, dass Sie mir zugehört haben.

(Beifall bei der CSU, den FREIEN WÄHLERN, den GRÜNEN und der SPD)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Weitere Wortmeldungen liegen mir 
nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. 
Dafür werden die Anträge wieder getrennt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag der CSU-Fraktion, der Fraktion FREIE WÄHLER, der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der SPD-Fraktion auf Drucksache 19/269 
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die 
Fraktionen der CSU, der FREIEN WÄHLER, der SPD und der GRÜNEN. Gegen-
stimmen! – Die AfD-Fraktion. Damit ist der Dringlichkeitsantrag angenommen. 

Wer dem nachgezogenen Dringlichkeitsantrag der AfD-Fraktion auf Drucksa-
che 19/278 seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Das ist die Fraktion der AfD. Gegenstimmen! – Mit den Gegenstimmen von CSU, 
FREIEN WÄHLERN, SPD und GRÜNEN ist der Antrag abgelehnt. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen 19/270 mit 19/272 und 19/279 wer-
den nach der Plenarsitzung in die jeweils federführenden Ausschüsse überwiesen.

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, damit ist die Tagesordnung abge-
arbeitet. Hiermit beende ich die Sitzung.

(Schluss: 18:07 Uhr)
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale 
Beziehungen 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Florian von Brunn, 
Markus Rinderspacher, Ruth Müller u.a. und Fraktion (SPD) 
Drs. 19/271 

Anhörung: Für eine EU ohne Antisemitismus 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter: Markus Rinderspacher 
Mitberichterstatter: Karl Freller 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Bundes- und Europaange-
legenheiten sowie regionale Beziehungen federführend zugewiesen. Weitere 
Ausschüsse haben sich mit dem Dringlichkeitsantrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 4. Sitzung 
am 6. Februar 2024 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 

 

Ulrike Müller 
Stellvertretende Vorsitzende 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Florian von Brunn, Markus Rinderspacher, 
Ruth Müller, Dr. Simone Strohmayr, Arif Taşdelen, Anna Rasehorn, Holger 
Grießhammer, Volkmar Halbleib, Katja Weitzel, Ruth Waldmann, Harry 
Scheuenstuhl, Doris Rauscher, Sabine Gross, Christiane Feichtmeier, Martina 
Fehlner, Nicole Bäumler, Horst Arnold und Fraktion (SPD) 

Drs. 19/271, 19/487 

Anhörung: Für eine EU ohne Antisemitismus 

Der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
führt eine öffentliche Sachverständigenanhörung zum Thema „Für eine EU ohne Anti-
semitismus“ durch. 

Die Anhörung konzentriert sich auf die länderübergreifende Ausbreitung von bedrohli-
chem Antisemitismus in der EU und untersucht die unterschiedlichen Erscheinungsfor-
men sowie Bekämpfungsstrategien in den Mitgliedsländern. Im Fokus stehen grenz-
überschreitende, nationale und regionale Maßnahmen sowie Projektvorhaben zur Be-
kämpfung von Antisemitismus, Hass und Hetze in der EU. 

Das Ziel der Anhörung ist es, zu erörtern, wie durch nationale und regionale Aktions-
pläne sowie im Dialog mit der Zivilgesellschaft in allen EU-Regionen wirksam gegen 
Antisemitismus vorgegangen werden kann, um jüdisches Leben zu schützen und eine 
lebendige Erinnerungs- und Gedenkkultur zu bewahren. 

 

Die Präsidentin  

I.V. 

Alexander Hold 

II. Vizepräsident 

 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Ilse Aigner



Präsidentin Ilse Aigner: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten, Europaangelegenheiten und Anträge, die gem. § 

59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des Votums seiner Frak­

tion einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist das gesamte Hohe 

Haus. Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Keine. Damit ist das so beschlossen bzw. 

sind die Voten übernommen.
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